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Recht 

Die Beklagten haben ihre abweichenden 
Behauptungen zur Fahrweise der beteilig-
ten Fahrzeuge bei der Annäherung an die 
Unfallstelle nicht zu beweisen vermocht. 
Den Angaben der Schiffsführer B und R im 
Verklarungsverfahren zu einem angeblich 
zunächst linksrheinischen Kurs der Berg-
fahrer stehen nicht nur die Aussagen der 
Schiffsführer des TMS »Piz Gloria« und 
des TMS »Bohemia«, sondern auch die 
Auswertung der Radaraufzeichnungen auf 
TMS »Bohemia« durch den Sachverstän-
digen Dr.-Ing. Sa entgegen. Denn danach 
fuhren die beiden Bergfahrer bereits ab 
Rheinkilometer 768 ständig im rechtrhei-
nischen Teil der Fahrrinne mit einem seit-
lichen Abstand zum rechtsrheinischen 
Rand der Fahrrinne von maximal 40 m. 
Dem zu Tal kommenden Schubverband 
stand somit durchgängig die verbleiben-
de Fahrrinnenbreite von mehr als 100 m 
für die gewiesene Begegnung Steuerbord 
an Steuerbord zur Verfügung. Dass diese 
Fahrrinnenbreite nicht ausgereicht hätte, 

um die aus Sicht der Talfahrt starke Rechts-
kurve zu passieren, ohne in den linksrhei-
nischen Hang zu verfallen, machen die 
Beklagten selbst nicht geltend. Damit ist 
den Beklagten der ihnen obliegende Be-
weis ihrer Behauptung, die Bergfahrt habe 
dem Talfahrer keinen geeigneten Weg für 
die geforderte Begegnung Steuerbord an 
Steuerbord gewiesen, nicht gelungen. 
Denn wie das Rheinschifffahrtsgericht zu-
treffend ausgeführt hat, hätte die Schiffs-
führung des SV »Carmel/GL 2500« nichts 
weiter tun müssen, als den ursprünglichen 
Kurs im linksrheinischen Teil der Fahrrinne 
beizubehalten, um die anstehende Begeg-
nung Steuerbord an Steuerbord gefahrlos 
durchführen zu können …
Ein Mitverschulden des Schiffsführers S 
des TMS »Piz Gloria« hat das Rheinschiff-
fahrtsgericht zu Recht verneint …
Ein Mitverschulden des Schiffsführers S 
lässt sich schließlich entgegen der Auf-
fassung der Beklagten auch nicht daraus 
herleiten, dass TMS »Piz Gloria« zur Ver-

meidung der drohenden Kollision wei-
ter nach Backbord ausgewichen ist und 
nicht, wie es die Beklagten für richtig hal-
ten, Steuerbordruder gelegt hat, um den 
Schubverband Backbord an Backbord zu 
passieren. Schiffsführer S konnte viel-
mehr auch unmittelbar vor der Kollision 
erwarten, dass die Schiffsführung des 
SV »Carmel/GL 2500« den weisungswid-
rigen Versuch einer Begegnung Backbord 
an Backbord aufgeben und den in Steuer-
bordschräglage zu Tal kommenden Schub-
verband noch so weit aufstrecken würde, 
dass die Begegnung Steuerbord an Steu-
erbord würde durchgeführt werden kön-
nen. Hätte Schiffsführer S in dieser Situ-
ation seinerseits unter Missachtung der 
eigenen Kursweisung im letzten Augen-
blick Ruder nach Steuerbord gelegt, wäre 
er Gefahr gelaufen, in den Kurs des auf-
streckenden Schubverbands zu geraten. 
Dass Schiffsführer S dieses Risiko nicht 
eingegangen ist, kann ihm nicht als nauti-
sches Fehlverhalten angelastet werden …

(Sammlung Seite 2307)

Schiffahrtsgericht oder Schifffahrtsgericht?
Die korrekte Bezeichnung des in Binnenschiffahrtsachen gemäß § 5 I BinSchVerfG tätigen Gerichtes lautet Schiffahrtsgericht. Das 
Gericht hat diese Bezeichnung auf den schriftlichen Dokumenten, insbesondere Beschlüssen und Urteilen, zu führen.

Dies gilt auch für das als Berufungsgericht tätige Oberlandesgericht, das die Bezeichnung Schiffahrtsobergericht zu führen hat. Wür-
de eine Berufung zum Schiffahrtsobergericht eingelegt, das angerufene Gericht aber in der Berufungsschrift als Oberlandesgericht 
bezeichnet, wäre die Berufung dennoch formgerecht eingelegt.

Beschluss des Schiffahrtsgerichtes 
Würzburg vom 08. Juli 2014, Az.: 16 C 
1678/13 BSch

Anmerkung der Redaktion:
Im Zuge der verschiedenen Rechtschreib-
reformen der letzten Zeit ist die Frage auf-
getaucht, ob das nach § 5 I BinSchVerfG 
für Binnenschiffahrtssachen zuständige 
Schiffahrtsgericht mit zwei oder drei f ge-
schrieben wird – die von einzelnen Rechts-
anwälten vertretene Auffassung, Schifahrt 
schreibe sich nur mit einem f ist richtig, 
betrifft aber den Wintersport und nicht die 
Schifffahrt.
Es kommt immer wieder vor, dass die als 
Schiffahrtsgericht oder Rheinschiffahrts-
gericht tätigen Amtsgerichte bei Doku-
menten im Streitverfahren nicht die 
Bezeichnung »Schiffahrtsgericht« oder 
»Rheinschiffahrtsgericht« führen. Dies 
wird von den in der schiffahrtsrechtlichen 
Praxis tätigen Rechtsanwälten regelmäßig 
mit Recht moniert. Traditionell tragen im 
Übrigen die Aktenzeichen der Schiffahrts-
gerichte den Appendix »BSch«, die der 
Rheinschiffahrtsgerichte »BSchRh«.
Die korrekte Bezeichnung des Gerichtes 
ist von entscheidender Bedeutung für 
den Rechtsweg. Während gegen Entschei-
dungen des Amtsgerichtes der Rechts-
weg zum Landgericht offen ist, ist gegen 
Entscheidungen eines Schiffahrtsgerich-

tes (beim Amtsgericht) die Berufung zum 
Schiffahrtsobergericht (das ist das als 
Schiffahrtsobergericht bestimmte Ober-
landesgericht) zulässig. Deshalb ist die 
korrekte Bezeichnung insbesondere von 
Urteilen von ganz entscheidender Bedeu-
tung für die Rechtspraxis.
Das Schiffahrtsgericht Würzburg hat im 
Rahmen einer Beschwerde durch Be-
schluss festgestellt, dass die korrekte 
Bezeichnung zu führen ist und dass die 
Schreibweise sich nach dem Wortlaut des 
Gesetzes richtet. Das Gesetz war vor der 
letzten Rechtschreibreform veröffentlicht 
worden und bezeichnet das zuständige 
Gericht als Schiffahrtsgericht mit zwei f, 
also müssen Urteile auch so bezeichnet 
werden. Das Wort des Gesetzgebers hat 
in der Jurisprudenz nun einmal größeres 
Gewicht als das Wort der Germanisten.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main

Beschluss
Das Endurteil des Schiffahrtsgerichts 
Würzburg vom 16.05.2014 wird im Rub-
rum wie folgt berichtigt, dass die Bezeich-
nung Amtsgericht jeweils durch die Be-
zeichnung Schiffahrtsgericht ersetzt wird.

Gründe:
Es liegt ein offensichtliches Diktat- oder 
Schreibversehen vor, 319 ZPO. Die in der 
Gerichts-EDV vorgegebene Bezeichnung 

des erkennenden Spruchkörpers im Ru-
brum muss richtigerweise gem. 5 Abs. 
1 BinSchVerfG »Schiffahrtsgericht« lauten. 
Das Gericht hat erkennbar als Schiffahrts-
gericht handeln wollen und gehandelt. Die 
EDV war entsprechend anzupassen.
Der Beschwerdeführer wird anlässlich 
der vorliegenden Berichtigung dahinge-
hend aufgeklärt, dass einzig korrekte Be-
zeichnung allerdings »Schiffahrtsgericht« 
(mit zwei »f«) ist (vgl. von Waldstein/Hol-
land § 5 BinSchVerfG, Rdnr. 3). Die vom Be-
schwerdeführer beantragte Berichtigung 
zu »Schifffahrtsgericht« (mit drei »f«) ist 
ebenso ungesetzlich und unzutreffend wie 
die angegriffene Bezeichnung als »Amts-
gericht«. Das Schiffahrtsgericht ist inso-
weit zugunsten des Beschwerdeführers 
von einem mehrfachen Schreibversehen 
ausgegangen, so dass keine (Teil-)Zurück-
weisung angezeigt war.
Hinsichtlich der weiter angeregten Berich-
tigung auch der Rechtsmittelbelehrung 
war kein Tätigwerden des Gerichts veran-
lasst. Gesetzliche Regelungen bestehen 
insoweit nicht. Eine Rechtsmitteleinle-
gung unter der Adressierung »Oberlandes-
gericht Nürnberg« wäre fristwahrend und 
ausreichend, so dass durch die evtl. unzu-
reichende Bezeichnung keine Rechtsnach-
teile zu befürchten stehen. Den anwaltlich 
beratenen Parteien wird überdies hinrei-
chende Rechtskenntnis unterstellt.


